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Von Anfang an war klar: 
Es konnte nur das Rathaus sein, in dem die Festveranstaltung zum fünf-

zigjährigen Bestehen des Bremischen Personalvertretungsgesetzes stattfi n-
det. Wegen der Bedeutung des Gesetzes und weil es vom Parlament am 3. 
Dezember 1957 im Festsaal des Rathauses beschlossen wurde. Damals gab 
es noch kein eigenes Parlamentsgebäude.

Die Festveranstaltung haben wir gemeinsam mit Kolleginnen und Kolle-
gen aus den örtlichen Personalräten geplant und vorbereitet. Es sollte eine 
abwechslungsreiche „multimediale“ Veranstaltung sein. Eine echte Heraus-
forderung: Reden, Filme und Musik sollten für dreihundert Gäste in guter 
Qualität zu genießen sein. Die von der Decke hängenden alten Schiffe und 
der Sonnenlichteinfall machten uns dabei erhebliches Kopfzerbrechen. 
Doch die Veranstaltungsprofi s aus dem Rathaus und die Spezialisten der 
Technik sorgten für das bestmögliche Arrangement. 

Hinzu kam im Festsaal die Ausstellung zur Nachkriegsgeschichte der Mit-
bestimmung in Bremen.

Die Beiträge der Festveranstaltung, die hier in der Festschrift und in der 
innenliegenden DVD dokumentiert sind, beleuchten unterschiedliche Seiten 
von Mitbestimmung - in Worten, Filmen und Liedern. Es geht um Geschich-
te, Gegenwart und Zukunft der Mitbestimmung im Lande Bremen. 

Wir bedanken uns bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Rat-
hauses für die reibungslose Zusammenarbeit.

Wir hoffen sehr, dass wir mit dieser Dokumentation dazu beitragen kön-
nen, dass das Bremische Personalvertretungsgesetz (auch) in Zukunft mit 
Selbstverständlichkeit und Freude angewendet wird.

 
Das Vor- und Nachbereitungsteam des Gesamtpersonalrats

Edmund Mevissen, 
Vorsitzender des Gesamtpersonalrats für das 
Land und die Stadtgemeinde Bremen



3

Freie
Hansestadt
Bremen

Inhalt der DVD (in der Umschlagseite)

50-Jahr-Feier des Bremischen Personalvertretungsgesetzes am 3.12.2007 im Rathaus 
- Flagge zeigen für den öffentlichen Dienst (ca. 10 Minuten)

Rede von Bürgermeister Hans Koschnick im Rathaus (ca. 20 Minuten)

Kurz-Dokumentation mit Unterkapiteln der 50-Jahr-Feier (ca. 35 Minuten)

3 kleine Fimbeiträge (ca. 10 Minunten)
1. Stadthalle - Gute Arbeit -
2. Anneliese Leinemann, Gerhard Tilsner, Michael Sommer, Hans Endl
3. Der junge Nachwuchs / Der dunkle Fleck ABiG

Mitbestimmung ist die Sache der Beschäftigten ..........................4
Doris Hülsmeier, stellv. Vorsitzende Gesamtpersonalrat

Mitbestimmung als Teil gelebter Demokratie ...............................6
Bürgermeister Jens Böhrnsen, Präsident des Senats

In enger Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften ....................8
Helga Ziegert, Vorsitzende des DGB Bremen

Bremische Tradition der Mitbestimmung ...................................12
Hans Koschnick, Bürgermeister

Ein Blick über den Tellerrand ...................................................20
Prof. Dr. Wolfgang Däubler

Nur mit den Beschäftigten und ihren Interessen-
vertretungen ..........................................................................24
Bürgermeisterin Karoline Linnert, Senatorin für Finanzen

Zukunft durch Mitbestimmung .................................................28
Edmund Mevissen, Vorsitzender Gesamtpersonalrat

Inhalt der Broschüre

Die Veranstaltung wurde ergänzt:
Musikalisches Begleitprogramm: ARGUS
Filmbeiträge: Peter Garrelmann
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Mitbestimmung ist die Sache der Beschäftigten

Das Bremische Personalvertre-
tungsgesetz wurde am 3. Dezember 
2007 fünfzig Jahre alt. Dass Arbeit-
geber und Arbeitnehmervertretungen 
diesen 50. Geburtstag gemeinsam 
gefeiert haben, ist ein wichtiges Sig-
nal. Der rot/grüne Senat gibt damit 
ein deutliches Signal für die Zukunft 
der Mitbestimmung in Bremen, und 
außer der FDP haben sich alle Frak-
tionen der Bürgerschaft positiv zum 
Bremischen Personalvertretungsgesetz 
geäußert.

Der Senat und die Personalräte, 
Frauenbeauftragten und Schwerbehin-
dertenvertretungen im Lande Bremen, 
in den Stadtgemeinden Bremen und 
Bremerhaven und in den vielfältigen 
Einrichtungen des öffentlichen Rechts 
feierten gemeinsam mit Dienststellen-
leitungen, VertreterInnen der Partei-
en, der Bremischen Bürgerschaft und 
vielen anderen die Mitbestimmung.

Mitbestimmung ist kein Selbst-
zweck. Mitbestimmung ist die Sache 
der Beschäftigten. Wir haben es daher 
sehr bedauert, dass wir die Beschäf-
tigten zu der Festveranstaltung nicht 
in größerer Zahl einladen konnten. 
Quasi stellvertretend haben wir die 
Auszubildenden der Verwaltungsschu-
le eingeladen. Sie führen ein Projekt 
zur Mitbestimmung „ProMit“ durch, 
um deutlich zu machen, dass Mitbe-
stimmung „nicht nur etwas für alte 
Männer“ ist. Auch einige Gärtnerinnen 
und Gärtner vom Botanischen Garten 
haben wir eingeladen, nachdem sie 
mit ihrem Personalrat beim Bürger-
meister auf ihre unsicheren Arbeits-
verhältnisse hingewiesen hatten.

Über die wundervollen Filme von 
Peter Garrelmann ist es uns gelungen, 
weitere Beschäftigte und deren Arbeit 
für die Bürgerinnen und Bürger in die 
Obere Rathaushalle zu holen.

Mitbestimmung gewährleistet nicht 
nur demokratische Rechte im Be-
trieb und motiviert die Beschäftigten. 

Mitbestimmung führt auch zu guten 
betrieblichen Abläufen und zu guten 
öffentlichen Dienstleistungen. Es gibt 
also viele gute Gründe, dieses Gesetz 
zu feiern!

Die Bremische Landesverfassung 
hat vor 60 Jahren festgelegt, dass die 
Demokratie nicht „am Werktor“ endet. 
Auch in den Betrieben und Dienststel-
len waren demokratische Strukturen 
zu schaffen, die eine Einfl ussnahme 
durch die Beschäftigten sicherstel-
len. Für den Bereich des öffentlichen 
Dienstes wurde dieser Auftrag vor 50 
Jahren mit dem Bremischen Personal-
vertretungsgesetz erfüllt. 

Das Gesetz hat sich gut gehalten - 
trotz aller Anfeindungen und Attacken 
seit seiner Verabschiedung. Es ist 
einige Male verändert worden, aber 
bei aller Kritik im Einzelnen, ist es im 
Kern geblieben: ein wirkungsvolles 
Instrument für innerbetriebliche De-
mokratie.

Mitbestimmung ist kein Zucker-
schlecken. Mitbestimmung legt Kon-
fl ikte offen. Mitbestimmung macht 
Arbeit und kostet Zeit. So ist das mit 
der Demokratie. Aber in der gemein-
samen Suche nach Lösungen zur Bei-
legung der Konfl ikte steckt ein großes 
schöpferisches Potential. Daher ist 
Mitbestimmung so wichtig und unver-
zichtbar.

Mitbestimmung ist dennoch nicht 
alles. Wesentliche Fragen des Arbeits-
verhältnisses wie Einkommen, Arbeits-
zeit etc. sind mit den Gewerkschaften 
zu regeln. Daher ist es so wichtig, 
dass sich Beschäftigte gewerkschaft-
lich organisieren. Im Rahmen der Aus-
handlung von Tarifverträgen haben 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
mit ihren Gewerkschaften die Möglich-
keit, mit dem machtvollen Mittel des 
Streiks ihre Interessen wirkungsvoll 
einzubringen und durchzusetzen. 

Doris Hülsmeier, stellv. Vorsitzende Gesamtpersonalrat

Doris Hülsmeier, stellvertretende Vorsitzende 
des Gesamtpersonalrats für das Land und die 
Stadtgemeinde Bremen
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Die hier dokumentierten Beiträge 
der Festveranstaltung beleuchten 
unterschiedliche Facetten von Mitbe-
stimmung:

Der Präsident des Senats Bür-
germeister Jens Böhrnsen würdigt 
Mitbestimmung als Ausdruck innerbe-
trieblicher Demokratie.

Helga Ziegert, die Vorsitzende des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes in 
Bremen, beleuchtet die Rolle der Ge-
werkschaften. 

Hans Koschnick hatte eine Schlüs-
selrolle bei der Entstehung des Geset-
zes. Er saß damals in der Bremischen 
Bürgerschaft. Er berichtet von der 
konfl iktträchtigen Entstehungsge-
schichte des Gesetzes und spannt 
einen weiten Bogen beim Thema 
gleichberechtigte Mitbestimmung bis 
heute.

Wolfgang Däubler ist Professor für 
Arbeitsrecht im Ruhestand. Er wirft in 
seinem Beitrag einen Blick über den 
Tellerrand der bremischen Mitbestim-
mung.

Die Senatorin für Finanzen Bür-
germeisterin Karoline Linnert ist auch 
zuständig für übergreifende Fragen 
des Personals und für Personalvertre-
tungsrecht. Sie äußert sich zu zukünf-
tigen Entwicklungen.

Edmund Mevissen, der Vorsitzen-
de des Gesamtpersonalrats für das 
Land und die Stadtgemeinde Bremen, 
beschreibt in seinem Beitrag Anfor-
derungen und Anregungen für eine 
gleichberechtigte Mitbestimmung.

ARGUS, die bremische Musikgrup-
pe, hat mit ihren Liedern aus der 
frühen Bürger- und der Arbeiterbe-
wegung die Veranstaltung bereichert. 
Einen kleinen Eindruck von ihrer wun-
derbaren Musik gibt auch die DVD.

Viel Vergnügen beim Lesen, Schau-
en und Hören und tragfähige Impulse 
für die Zukunft der Mitbestimmung!

Gerhard Tilsner, langjähriger Vorsitzender des Gesamtpersonalrats für das Land und die Stadtge-
meinde Bremen (Leinwand), hat wesentlich zur Sicherung der gleichberechtigten Mitbestimmung in 
Bremen beigetragen
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
meine Damen und Herren,

ich darf Sie ganz herzlich begrüßen in 
der oberen Halle des Rathauses zur 
50-Jahr-Feier Bremisches Personalver-
tretungsgesetz. Ein besonderer Gruß 
gilt dem Präsidenten der Bremischen 
Bürgerschaft, herzlich willkommen, 
lieber Christian, den Rednerinnen und 
Rednern des heutigen Vormittags, 
herzlich willkommen, lieber Hans Ko-
schnick. Herzlich willkommen, liebe 
Kollegin Linnert, lieber Edmund Mevis-
sen, liebe Helga Ziegert, lieber Prof. 
Däubler und die Moderatorin, die nach 
mir das Geschehen in die Hand neh-
men wird, wird Doris Hülsmeier sein.

Meine Damen und Herren, die 
Überschrift heißt: „50-Jahr-Feier 
Bremisches Personalvertretungsge-
setz“, und ich will das ausdrücklich 
unterstreichen: Ja, es gibt etwas zu 
feiern, nämlich 50 Jahre erfolgreiches 
Bremisches Personalvertretungsge-
setz. Die Geburt dieses Gesetzes, 
ich denke, da werden wir heute das 
eine oder andere noch hören, die 
Geburt dieses Gesetzes war in der 
bremischen politischen Nachkriegs-
geschichte durchaus eine ganz be-
sondere Geschichte. Ich habe das 
noch einmal nachgelesen, vor allem 
im Weser-Kurier der damaligen Zeit. 
Am 27. November 1957 war es, als 
die Bremische Bürgerschaft mit 53 
Stimmen in namentlicher Abstimmung 
dieses Gesetz beschloss. 52 Stimmen 
hatte die SPD-Fraktion, 1 Stimme kam 
von einem Unabhängigen, der hospi-
tierte bei der SPD-Fraktion. Das war 
Ausdruck der Mehrheitsverhältnisse. 
Aber wie diese Mehrheitsverhältnisse 
zustande kamen und vor allen Din-
gen, gegen wen sie zustande kamen, 
das war das Besondere. Denn es 
war eine erneute Abstimmung in der 
Bremischen Bürgerschaft über dieses 
Gesetz, eine erneute Abstimmung 
deshalb, weil der Senat Einspruch 

eingelegt hatte, verfassungsrechtliche 
Bedenken angemeldet hatte. Es ging 
um die Institution der Einigungsstelle 
und damit im Kern um die Frage: Wie 
weit darf die Mitbestimmung in perso-
nellen Angelegenheiten reichen? Und 
kein geringerer als Wilhelm Kaisen 
hat die Position maßgeblich vertreten, 
das sei verfassungswidrig, was die 
SPD-Fraktion dort in der Weite der 
Mitbestimmung vorgesehen hatte, 
und gemeinsam mit dem damaligen 
Innensenator Adolf Ehlers hat er ver-
sucht, die Bremische Bürgerschaft, 
namentlich die SPD-Fraktion, zu über-
zeugen. Aber da waren ganz starke 
Kämpfer für die Mitbestimmung, einer 
von ihnen sitzt vor mir und unter 
uns, der Verwaltungsoberinspektor, 
seit Oktober 1955 in die Bremische 
Bürgerschaft eingezogen, Hans Ko-
schnick. Und er gehört zu denjenigen, 
die mutig und kampferprobt dem Se-
nat die Stirn geboten hatten. Und so 
ist dieses Gesetz, natürlich auch durch 
andere, Richard Boljahn, als DGB-Vor-
sitzender und Fraktionsvorsitzender 
hat er die Fahne der Mitbestimmung 
ganz hoch gehalten, und so ist dieses 
Gesetz Realität geworden. Ich will 
das weitere mir jetzt ersparen, es hat 
auch weitere Auseinandersetzungen 
gerichtlicher Natur gegeben, aber 
diese Geburtsstunde des Bremischen 
Personalvertretungsgesetzes ist schon 
eine besondere. 

Ich bin vorhin von einem Mitarbei-
ter gefragt worden, in welcher Tradi-
tion ich mich denn jetzt sehe. In der 
Tradition der Haltung des damaligen 
Senats, oder, da ich auch mal Frakti-
onsvorsitzender war, in der Haltung 
der damaligen Fraktion. Ich beantwor-
te, trotz allem Respekt vor Wilhelm 
Kaisen, das eindeutig. Ich fand die 
Entscheidung der Fraktion damals 
richtig. Lieber Hans, das habt ihr gut 
gemacht!

Meine Damen und Herren, das 

Bürgermeister Jens Böhrnsen, Präsident des Senats 

Mitbestimmung als Teil gelebter Demokratie

Bürgermeister Jens Böhrnsen, Präsident des 
Senats der Freien Hansestadt Bremen
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Bremische Personalvertretungsgesetz 
bietet nunmehr 50 Jahre einen ver-
lässlichen Rahmen durch verbindliche 
Regelungen, einen verbindlichen 
Rahmen für Mitbestimmung im öf-
fentlichen Dienst, und was ist das 
Gesetz schon, wenn es nicht Men-
schen gibt, die dieses Gesetz zum 
Leben bringen. Und das sind in erster 
Linie die Mitglieder der Personalräte 
über die Jahrzehnte gewesen und 
auch ganz aktuell, und ich möchte 
mich bei ihnen, bei den Kolleginnen 
und Kollegen, die sich dieser Aufga-
be gestellt haben, ganz besonders 
bedanken für ihren Einsatz. Das ist 
gelebte Mitbestimmung, die wir in den 
letzten Jahrzehnten in Bremen erlebt 
haben. Das Bremische Personalvertre-
tungsgesetz hat sich, das wissen Sie 
alle, auch politischen Angriffen immer 
ausgesetzt gesehen. Ich denke, wir 
können sagen, das Gesetz hat diese 
Angriffe weitestgehend unbeschadet 
überstanden. Es hat auch immer An-
griffe gegeben gegen die Idee der 
Mitbestimmung nach dem Motto: Das 
sei doch was Altmodisches, das habe 
sich überlebt und insbesondere, das 
stünde einer modernen Verwaltung 
entgegen. Alles falsch, richtig ist: Die 
Idee der Mitbestimmung ist so aktuell, 
wie sie vor 50 Jahren richtig war. Die 
Idee der Mitbestimmung heißt nichts 
anderes, als dass die demokratischen 
Prinzipien weder am Werkstor noch 
am Eingang zu einer Dienststelle 
oder einer Verwaltung enden. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
Kolleginnen und Kollegen bleiben auch  
und gerade auch an ihrem Arbeits-
platz Teile unseres demokratischen 
Wertesystems. Und wer behauptet, 
das Mitbestimmungsgesetz stünde 
einer modernen Verwaltung entgegen, 
der versteht nichts davon, dass man 
alle braucht, nicht irgend jemanden, 
einen Hierarch, der sagt, wie es ist, 
sondern man braucht alle, die an der 

Gestaltung, an der Modernisierung, 
die fraglos notwendig ist, mitwirken, 
und wie will man Motivation erzeu-
gen, wenn man die Kolleginnen und 
Kollegen nicht mitnimmt. Deswegen, 
meine Damen und Herren: Der Senat 
steht zum Bremischen Personalvertre-
tungsgesetz, und der Senat wird es 
auch gegen jegliche Angriffe verteidi-
gen. Wir wissen, dass wir das Gesetz 
brauchen und dass es gut ist. 

Ich denke zusammengefasst: Das 
Bremische Personalvertretungsgesetz 
hat eine lange, gute Geschichte, die 
es hier zu Recht zu feiern gilt. Das 
Bremische Personalvertretungsgesetz 
hat höchste Aktualität und das Bre-
mische Personalvertretungsgesetz, 
da bin ich ganz sicher, hat eine große 
Zukunft. 

Ich danke Ihnen, dass Sie alle zu 
dieser Feierstunde gekommen sind, 
und ich darf jetzt das Wort weiterge-
ben an Doris Hülsmeier. 

Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.

Bürgermeisterin Karoline Linnert und Bürgermeister Jens Böhrnsen
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Vielen Dank, Doris, der Film hat ja 
richtig motiviert, für Mitbestimmung 
„Flagge zu zeigen“. 

Lieber Bürgermeister Böhrnsen, 
meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, 50 Jahre Bre-
misches Personalvertretungsgesetz, 
dass wir dieses Ereignis hier mit einer 

so schönen 
Feier im Bre-
mer Rathaus 
im Herzen der 
Stadt begehen 
können, das 
ist, glaube ich 
auch ein Zei-
chen dafür, dass 
Mitbestimmung 
in Bremen 
einen hohen 
Stellenwert hat 
und auch sich 
einer - ich glau-
be, das kann 
man sagen 
- doch großen 
Wertschätzung 
und Akzeptanz 

erfreut. Und das zu Recht. Für den 
DGB und für seine Gewerkschaften 
zählt Mitbestimmung zu den wich-
tigsten Errungenschaften unserer 
demokratischen und sozialen Ord-
nung. Und dass es Betriebs- und 
Personalräte in der Form, wie wir sie 
heute kennen gibt, das ist, ich glau-
be, das kann man mit Fug und Recht 
sagen, das ist Verdienst der deut-
schen Gewerkschaften. Ohne ihren 
politischen Druck und ihren Einfl uss 
wäre das Betriebsverfassungsgesetz 
nie Wirklichkeit geworden und, Doris 
Hülsmeier hat es gesagt, auch nicht 
die Personalvertretungsgesetze für 
den öffentlichen Dienst. Nicht nur 
aufgrund der entsprechenden Bestim-
mungen im Betriebsverfassungsrecht, 
sondern auch politisch mit vollem 
Recht betrachten wir Gewerkschaften 

die Betriebs- und Personalräte als ent-
scheidenden Teil einer gemeinsamen 
zusammenwirkenden Interessenver-
tretung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Im Bremischen Perso-
nalvertretungsgesetz, Doris Hülsmeier 
hat darauf hingewiesen, ist denn auch 
klar formuliert: Der Personalrat hat 
diese Aufgaben - nämlich die der In-
teressenvertretung - in enger Zusam-
menarbeit mit den Gewerkschaften als 
den berufenden Vertretungen der In-
teressen der Bediensteten zu erfüllen. 
Dies gilt natürlich in erster Linie für 
die Wahrung der sozialen Belange der 
einzelnen Beschäftigten. Was auch 
heutzutage immer noch, oder leider 
muss man schon wieder sagen, immer 
öfter heißt, sich dafür einzusetzen, 
dass die für sie geltenden gesetzlichen 
und tarifvertraglichen Bestimmungen 
überhaupt eingehalten werden. Mit-
bestimmung bedeutet aus gewerk-
schaftlicher Sicht aber mehr, nämlich 
die soziale Kontrolle der unternehme-
rischen, oder im Fall des öffentlichen 
Dienstes auch der Verwaltungs- und 
organisatorischen Planungen und 
Entscheidungen, damit nämlich die 
sozialen und personellen Belange der 
Beschäftigten frühzeitig einbezogen 
und gegenüber den anderen ange-
strebten Zielen, den wirtschaftlichen 
oder den politischen, abgewogen wer-
den können. In einer demokratischen 
Gesellschaft dürfen sich in Unterneh-
men und Verwaltungen nicht Verhält-
nisse von Herrschaft und Abhängigkeit 
herausbilden oder gar verfestigen. 
Demokratie darf nicht, um die alte 
Forderung abzuwandeln, vor den To-
ren der Fabriken oder vor den Türen 
der Amtsstuben enden. Es muss da-
rum gehen, dass wirtschaftliche oder 
auch politische Ziele nicht einseitig zu 
Lasten der Beschäftigten durchgesetzt 
werden, denn deren Arbeit macht 
schließlich erst den wirtschaftlichen 
Erfolg oder die Umsetzung politischer 

In enger Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften

Helga Ziegert, Vorsitzende des DGB Bremen

Helga Ziegert, Vorsitzende des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes Bremen
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Ziele möglich. Und das sei all denen 
gesagt, die sagen, Mitbestimmung 
behindert möglicherweise die poli-
tische Durchsetzung von wichtigen 
Aufgaben. Und mit dieser gewerk-
schaftlichen Vorstellung von Mitbe-
stimmung sind Existenz und Aufgaben 
der Betriebs- und Personalräte nach 
unserer Auffassung eng verbunden, 
und wir werden uns dafür einsetzen, 
dass dies auch so weiter bleibt. Und 
wenn heute die Interessenvertretun-
gen, und das ist bei den Personalver-
tretungen im öffentlichen Dienst ja 
nicht anders als in den Betrieben, vor 
allem in einem Abwehrkampf gegen 
die Abwälzung der Krisenlasten auf 
die Arbeitnehmer stehen, so können 
sie nur gestützt auf die Beschäftigten 
und in engem Zusammenwirken mit 
den Gewerkschaften erfolgreich sein. 
Bei Betriebs- und Personalräten ohne 
gewerkschaftlichen Rückhalt und ohne 
gewerkschaftliche Unterstützung, 
besteht die Gefahr, und ich glaube 
seitens der Personalleitungen auch 
häufi g die Hoffnung, sie zu instru-
mentalisieren oder im Krisenfall auch 
leichter mit ihnen umspringen zu kön-
nen. Für das erfolgreiche Zusammen-
wirken der Interessenvertretungen, 
sei es nun in Betrieben oder im öffent-
lichen Dienst, hat es in Bremen in der 
Vergangenheit erfolgreiche Beispiele 
gegeben, und ich denke, dem öffent-
lichen Dienst stehen auch einige wei-
tere Bewährungsproben bevor. Es ist 
deshalb wichtig, und das möchte ich 
auch an dieser Stelle sagen, dass die 
Beschäftigten bei den bevorstehenden 
Personalratswahlen ihren Interes-
senvertretern einen starken Rückhalt 
durch eine hohe Wahlbeteiligung be-
schaffen, denn ohne Rückhalt in den 
Belegschaften und ohne Rückhalt bei 
den Beschäftigten können auch Per-
sonalräte und Gewerkschaften nichts 
ausrichten. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

Mitbestimmung beruht in Deutschland 
auf gesetzlicher Grundlage und damit 
ist angesprochen auch der Gesetzge-
ber, also die Bremische Bürgerschaft. 
Es hat auch - Bürgermeister Böhrnsen 
hat darauf hingewiesen - immer wie-
der in Bremen Angriffe auf das Per-
sonalvertretungsgesetz gegeben, auf  
die Mitbestimmung. Es hat Vorstöße 
in den letzten Jahren gegeben, Mit-
bestimmung einzuschränken und zu 
verwässern. Im Gegensatz zu anderen 
Bundesländern sind diese Vorstöße in 
Bremen bisher - mit wenigen Ausnah-
men - und auch die werden vielleicht 
korrigiert werden, nicht erfolgreich 
gewesen, weil es nicht nur in den Ge-
werkschaften, sondern auch, glaube 
ich, in der Politik und in der Gesell-
schaft starke Unterstützung für die 
Mitbestimmung gibt. Mitbestimmung 
muss allerdings nicht nur im Gesetz, 
auf dem Papier, stehen, sondern Mit-
bestimmung muss auch im Alltag ge-
lebt werden, und ich denke, hier sollte 
der öffentliche Dienst durchaus ein 
Vorbild sein. 
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haben sich gesellschaftliche Realität 
und Arbeitswelt verändert. Gewach-
sen ist das Bedürfnis der Menschen 
nach Selbstentfaltung und Eigenini-
tiative, nach selbstbestimmter Arbeit 
und in diesem Zusammenhang auch 
nach Beteiligung und Mitbestimmung. 
Diesem Bedürfnis wollen und müssen 
wir Gewerkschaften als Interessenver-
tretung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer Raum geben. 50 Jahre 
Personalvertretungsgesetz bedeuten 
deshalb nicht nur den Blick zurück auf 
das Erreichte und die Bewahrung des 
Erreichten zu richten, sondern auch 
die Aufforderung, unter veränderten 
Bedingungen weiter an der Verwirkli-
chung einer demokratisch und sozial 
geprägten Arbeitswelt zu arbeiten. 
Das werden wir tun und hierfür bitten 
wir auch um die Unterstützung aller. 

Vielen Dank.

Wir Gewerkschaften werden jeden-
falls alle Versuche, die Mitbestimmung 
im öffentlichen Dienst einzuschränken 
oder zu verwässern, bekämpfen und 
ich sage ausdrücklich: Dies ist nicht 
nur ein Anliegen der Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes, es ist ein 
Anliegen aller Gewerkschaften im 
Deutschen Gewerkschaftsbund. 

Ich erinnere mal an die Äuße-
rung des DGB-Bundesvorsitzenden 
Michael Sommer, der anlässlich der 
Mitbestimmungsmesse in Bremen 
angeregt hat, dass Bremen hier zu 
einer Stadt der Mitbestimmung wird. 
Dieses zu verwirklichen, wäre doch 
eine lohnende und gute Aufgabe. Mit-

bestimmung ist, wenn sie funktioniert, 
gelebte Demokratie, sie stärkt die 
Identifi kation der Beschäftigten mit 
ihrer Arbeit, sie kann helfen, Fehler zu 
vermeiden, und sie fördert auch die 
Akzeptanz notwendiger Entscheidun-
gen. Gegenüber den 50er Jahren, der 
Entstehungszeit des Bremischen Per-
sonalvertretungsgesetzes, und auch 
gegenüber 1976, dem Jahr, wo das 
Bremische Personalvertretungsgesetz 
ja entscheidend reformiert worden ist, 
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Arbeitgeber und Arbeitnehmervertretungen feiern gemeinsam

Peter Garrelmann (rechts), der Filmemacher und „Standortälteste“ des Gesamtpersonalrats 
neben Bürgermeister Hans Koschnick
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„Verehrte Anwesende,
liebe Kolleginnen und Kollegen kann 
ich nicht mehr sagen, wegen der 
Versorgungskonsequenzen für den 
Senat. Auch bei all den anderen kann 
ich das nicht sagen, weil ja die Be-
hördenleitungen auch eingeladen sind 
und die höchste Richterschaft dazu. 
Also mit wenigen Worten, verehrte 
Anwesende, ich bin gebeten worden, 
etwas zur Tradition der Mitbestim-
mung zu sagen, und ich habe auch 
was gemacht. Ich gebe das, was ich 
gemacht habe, gleich zu Protokoll. 
Da kann man es nachlesen, das ist 
besser. Denn nachdem ich hier so 
glaubhafte, überzeugende Appelle, Ar-
gumente, Bewusstseinsprägungen von 
führenden Vertretern der heutigen 
Politik und - wie ich ja hoffe - auch 
gleich noch von der Finanzsenatorin 
und Bürgermeisterin erfahren werde, 
will ich es versuchen, frei zu machen. 
Nicht als „Vater des PVG“, das ist 
Quatsch, sondern als einer, der zu ei-
ner bestimmten Zeit in der Lage war, 

die Probleme des öffentlichen Dienst-
rechtes in den Zusammenhang der 
parlamentarischen Entscheidungen zu 
stellen, und da es nicht zu viele gab, 
die über den öffentlichen Dienst im 
Parlament Bescheid wussten, ist eben 
halt ein Beamter gebeten worden, das 
zu machen, aber ich würde es ungern 
hören, dass ich das als Oberinspektor 
getan habe. Das hat zwar der WK 
(Weser-Kurier) geschrieben und der 
Bürgermeister auch, und das war ich 
damals auch, aber in solcher Eigen-
schaft bin ich nicht ins Parlament ge-
kommen, sondern ich verstand mich 
damals und noch heute als Vertreter 
der Arbeitnehmerschaft und zwar so-
gar - und das unterscheidet mich ein 
bisschen vom heutigen Gesamtperso-
nalrat, nicht nur als ein Vertreter der 
Beamten und Angestellten, sondern 
auch der Arbeiter, das habe ich vorhin 
nicht gehört. [Hans Koschnick wusste 
nicht, dass die Solidaritätserklärung 
mit den BeamtInnen und Angestellten 
von einer Arbeiterin (Heidi Adler) kam 
- die Red.] 

Kurzum, ich hatte die Vorstellung, 
und nicht nur ich, sondern, wie darf 
ich es sagen, wir, die wir in den Ge-
werkschaften damals zusammen 
gearbeitet hatten, hatten die Vorstel-
lung, dass in diesem neuen, jetzt sich 
demokratisch entwickelnden Instanz-
gebilde etwas ganz wichtig sein sollte: 
Deutlich zu machen, dass der öffentli-
che Dienst in seiner Breite Sachwalter 
der öffentlichen Interessen ist, nicht 
einer Partei dient; aber wir waren 
nicht dagegen, wenn eine bestimmte 
Partei gewählt worden ist. 

Gleichwohl, wir wollten nicht, dass 
von daher die Einwirkungen auf den 
öffentlichen Dienst passieren, sondern 
aus unserem eigenen Tun, aus unse-
rem Verhalten und unseren Beziehun-
gen heraus wollten wir „Brücken 
bauen“ zwischen dem Bürger und de-
nen, die die staatlichen Gestaltungs-

Hans Koschnick, Bürgermeister - „Gesprochenes Wort“

Bremische Tradition der Mitbestimmung

Bürgermeister Hans Koschnick
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kräfte repräsentierten. Brücken 
bauen, weil wir eines nicht wollten, 
wir wollten wegkommen von dem al-
ten Satz von Tucholsky „Die deutsche 
Hoffnung ist hinter dem Schalter zu 
sitzen, das deutsche Schicksal ist vor 
dem Schalter zu sitzen“, sondern wir 
wollten deutlich machen, wir sind 
Sachwalter gemeinsamer Interessen, 
und wir wollen eines nicht mehr sein, 
Teil eines Obrigkeitsstaates. Wir wol-
len mit dem Bürger nicht umgehen als 
Untertan, aber wir wollen auch keine 
Untertanen sein im Verhältnis zu den 
Dingen, die sich verfassungsmäßig als 
gestaltungsverantwortlich ergeben ha-
ben, um das Wort für den Senat et-
was feiner auszudrücken. Wir waren 
der Meinung, es muss möglich sein, in 
einem demokratischen Staatswesen, 
und Jens Böhrnsen hat es vorhin an-
gesprochen, den Begriff Demokratisie-
rung nicht formal nach draußen zu 
vertreten, sondern nach drinnen in die 
Betriebe und in die Verwaltung hinein, 
das war die Hoffnung. Und wir konn-
ten bei der Verfassungsgebung, die 
relativ schnell erfolgen musste, weil 
wir die gerade gewonnene Staatssou-
veränität 1947 als Land bekommen 
hatten, die früheren Verfassungsüber-
legungen, die von der britischen Be-
satzungsmacht vorgeprägt waren, 
aufgeben, um jetzt eine eigene Ver-
fassungsform zu haben, die ein biss-
chen hinschaute zu dem, was im 
süddeutschen Raum in Sonderheit in 
Hessen passierte. Und in dieser Dis-
kussion stellte sich heraus, dass die 
Vertreter des bremischen Parlaments, 
verantwortlich für die neue Verfas-
sung, wirklich geprägt waren, von den 
geschichtlichen Erfahrungen zwischen 
1933 und 1945. In einem hohen Maße 
sind über alle Grenzen hinweg ge-
meinsame Positionen gefunden 
worden von einer sehr wichtigen, 
manchmal nicht richtig erkannten Ein-
führung in die Verfassung, der Präam-

bel bis hinein zu den verschiedenen 
neuen Strukturierern, die diese Ver-
fassung verändern wollten oder ab-
werten wollten, bestimmte alte 
Traditionsbereiche aus früheren Ver-
fassungen, die in Bremen auch eine 
Rolle spielten, und ich meine nicht nur 
als „Acht-Klassen-Wahlrecht“, sondern 
ich meine auch all die Fragen, in de-
nen die Demokratisierungen doch klei-
ner geschrieben worden sind als 
notwendig. Die Präsidentin des Bun-
desverfassungsgerichtes, jetzt im Ru-
hestand, Frau Limbach, hat darüber in 
einer sehr beeindruckenden Rede zum 
60sten Jahrestag der Bremischen Ver-
fassung deutlich gemacht, was der 
besondere Vorzug der Bremischen 
Verfassung war. Der besondere Vorzug 
war, dass sie versucht hatte, auf der 
einen Seite eine neue Konzeption von 
der Zusammenarbeit der Menschen 
mittels Kapital und Arbeit unter Aufl ö-
sung bisheriger einseitiger Vorbedin-
gungen für das Kapital zu realisieren 
und zur gleichen Zeit die Grundbedin-
gungen des Zusammenlebens eben 
nicht ohne Mitbestimmung sondern in 
der Bildung zu verdeutlichen. Hier hat 
sie in einem besonderen Maße her-
ausgehoben, was die Bremische Ver-
fassung unterscheidet. Und im 
Rahmen dieser Verfassung gab es 
eine heftige Auseinandersetzung, 
eine: Die Frage, was denn die Konse-
quenzen sind zwischen 1933 und 
1945 und davor, nämlich in Bezug auf 
das Mitbestimmungsrecht oder Mitwir-
kungsrecht oder Mitgestaltungsrecht 
der arbeitenden Menschen in Bremen, 
bezogen auf ihre berufl iche Arbeit. 
Mitbestimmung, Mitwirkung, Beteili-
gung und wie diskutiert worden sind, 
und die Vertreter der Arbeitnehmer-
parteien, das war nicht nur eine, ha-
ben sich damals engagiert für 
Mitbestimmung ausgesprochen, wäh-
rend die anderen sagten, es müsste in 
bestimmten Bereichen die Mitwirkung 
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konnten angreifen, ohne uns vorhal-
ten zu müssen, was wir vor 1933 ge-
tan haben, aber es war ein lebhafter 
Kampf, und es war nicht so ganz ein-
fach, auch in der SPD-Fraktion nicht, 
einen Kampf zu führen, der sozusagen 
unsere großen Führer im Senat nicht 
im gleichen Sonnenlicht stehen lassen 
würde, wie sie es bisher gewohnt wa-
ren. Dass wir Jüngeren, und ich ge-
hörte zu den Jüngeren, da etwas 
unbelasteter waren, was Licht und 
Sonne anbelangte, lag vielleicht am 
Lebensalter. Dennoch, wir schafften 
es, und wir schafften es deshalb, weil 
damals eine grundsätzlich breite Be-
reitschaft bestand, breiter als heute, 
die Position der Gewerkschaften als 
sozusagen grenzüberschreitend für 
die Bereiche der Arbeitswelt und nicht 
nur eine eingängige politische, als ei-
nen wichtigen Teil unserer Arbeit an-
zusehen. Und es war der DGB, und es 
war der spätere SPD-Fraktionsvorsit-
zende Richard Boljahn, mit dem wir 
damals in ganz entscheidenden Fra-
gen eine Auseinandersetzung führen 
konnten, wo andere vielleicht etwas 
„gezuckt“ hatten. Und es ging darum, 
was ist Mitbestimmung im öffentlichen 
Dienst, was sollte es sein. Es gab 
auch in den progressiven Kräften des 
Parlaments Leute, die der Meinung 
waren, eine richtige Teilung im öffent-
lichen Dienst zwischen Arbeitern, An-
gestellten und Beamten sei wichtig, es 
gab andere, die der Meinung waren, 
führt sie zusammen, lasst es uns ge-
meinsam machen. Das war ein biss-
chen auch geschichtliche Erfahrung, 
Erfahrung aus der Vergangenheit, die 
wir Jüngeren vielleicht nicht haben 
konnten, und wir kämpften um eine 
gemeinsame Position für alle im öf-
fentlichen Dienst, hier jetzt als Sach-
walter für die Bevölkerung. Und bei 
dieser Frage kam es zu skurrilen Posi-
tionen, da berief sich der Senat auf 
ein Urteil des Staatsgerichtshofes des 

genügen, aber dafür eine ernsthafte 
Mitwirkung. Und man spürte, dass in 
der Diskussion eben nicht nur 1933 
und 1945 eine Rolle spielten sondern 
auch die Jahre davor. So ein bisschen 
die Diskussion, was wollten wir ei-
gentlich nach 1918/19, als eine „Ar-
beiter- und Bauernrepublik“, eine 
„Räterepublik“ gegründet worden ist 
und wo mit besonderer Betonung die 
Rechte der Räte dargestellt worden 
sind. Und die Diskussion darüber, war 
das richtig, war das falsch, waren die 
Zwischenwege richtig, die dann ge-
funden worden sind, wurden nicht so 
offi ziell, aber indirekt doch fortgeführt, 
so dass wir uns auseinandersetzen 
mussten mit bestimmten Überlegun-
gen, auch in den Köpfen wichtiger äl-
terer Persönlichkeiten Bremens. Und 
sie gipfelten in der Diskussion am 
Ende: Wenn ihr damals „alle Macht 
den Räten“ gefordert habt, dann 
kommt jetzt nicht und sagt: „Alle 
Macht den Regierungsräten.“ Wir 
wollten Mitbestimmung im öffentli-
chen Dienst ohne Ansehung dessen, 
von welcher Seite her die jeweiligen 
Angebote kamen. Das hat zum Teil zu 
persönlichen Verstimmungen geführt, 
weil jeder, der angesprochen war, 
wusste, wer gemeint war. Gut, wir 
Jüngeren hatten es einfacher, wir 
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Deutschen Reichs von 1922, wonach 
man dem Senat oder der Regierung 
nicht einengende Bestimmungen auf-
erlegen durfte, wenn es um die An-
stellung von Beamten ging, von 
Amtsträgern der öffentlichen Gewalt, 
und andere, die der Meinung waren, 
die Geschichte habe ja bewiesen, wie 
viel Fehler dabei gemacht worden 
sind, und auch nach 1945 noch. Lasst 
uns einen anderen Weg gehen. Es 
war nicht ganz einfach, das erst ein-
mal im Parlament durchzusetzen als 
eine Möglichkeit, auch einmal anders 
zu entscheiden, als es der hohe Senat 
vorgeschlagen hatte. Man wollte aber 
auch keinen unmittelbaren Krach ha-
ben und hat dann den bremischen 
Staatsgerichtshof befragt, nicht pein-
lichst sondern liebenswürdig befragt, 
er möge doch feststellen, ob das, was 
die „Spezialdemokraten“ in Bremen 
wollten, und wogegen der Senat, zu 
Recht, wie er meinte, Verfassungsbe-
denken einführen musste, verfas-
sungsgemäß oder nicht 
verfassungsgemäß sei. Denn Artikel 
47, auf den wir uns beriefen, war der 
einzige Verfassungskomplex, der nicht 
im Konsens gefunden worden ist, son-
dern der erstritten werden musste. 
Und zwar erstritten werden musste 
durch eine Volksabstimmung, die ver-
bunden wurde mit der Abstimmung 
zur Verfassung. Mitbestimmung oder 
Mitwirkung muss man ganz prinzipiell 
sagen, war damals die Frage. Ja, und 
zum Erstaunen mancher hat die bre-
mische Bevölkerung auch in Würdi-
gung dessen, was zwischen 1933 und 
1945 geschehen war, mit Mehrheit, 
und zwar absoluter Mehrheit in Bre-
men und Bremerhaven, sich dafür 
entschieden, in die Verfassung aufzu-
nehmen das Prinzip der Mitbestim-
mung. Das geschah, und wir standen 
vor der Frage, nachdem wir die ersten 
Jahre sagten, da gehen wir gar nicht 
ran, lasst uns erst mal Wiederaufbau 

betreiben, lasst uns erst 
mal Wohnungen schaf-
fen, lasst uns erst mal 
sehen, dass die Wirt-
schaft wieder in Gang 
kommt. Aber dann wol-
len wir uns beteiligen, 
und wir greifen dann 
auch einer künftigen 
Bundesgesetzgebung 
nicht vor. Und so wurden 
die 50er Jahre ein Teil 
dessen, wie ordnen wir 
den öffentlichen Dienst 
im Lande Bremen neu 
oder besser, und wie 
verbessern wir, so war 
es unsere Meinung, be-
stimmte Bedingungen, 
die aus der Vergangen-
heit zu obrigkeitsstaat-
lich waren. Es wurde 
getan, wir haben ge-
kämpft, wir fragten den 
Staatsgerichtshof, ein 
bisschen bange waren wir schon, 
denn keiner weiß ganz genau, was bei 
Gerichten herauskommt. Nicht als 
Vorwurf gegen Gerichte, sondern der 
alte Grundsatz: Beim lieben Gott, auf 
hoher See und bei Gerichten ist alles 
möglich. Haben da nun zwei Gruppen 
gesessen und Daumen gedrückt, der 
Senat auf der einen Seite und die im 
Parlament auf der anderen Seite, die 
das volle Mitbestimmungsrecht haben 
wollten. Und der bremische Staatsge-
richtshof kam zu dem Ergebnis, die 
Vorschläge der SPD-Fraktion versto-
ßen nicht gegen bremisches Verfas-
sungsrecht. Es blieb nichts anderes 
übrig, es wurde abgestimmt, das Par-
lament stimmte zu mit Mehrheit. Der 
Senat war verfassungsmäßig gehal-
ten, das Gesetz zu verkünden. Er ver-
kündete, aber zur Besorgnis der 
Sozialdemokraten und derer, die für 
das Gesetz waren, im Parlament, ging 
er auch gleich nach Karlsruhe zum 

Peter Garrelmann vor der Ausstellung zur Nach-
kriegsgeschichte der Mitbestimmung in Bremen
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wurde verabschiedet. Es fand mäßi-
gen Beifall bei der einen Seite, mäßige 
Unwillen auf der anderen Seite, aber 
wir konnten damit arbeiten. Und ha-
ben dann zwischenzeitlich insgesamt 
drei Mal Veränderungen des Gesetzes 
vorgenommen, aber keine in Richtung 
Minderung der Mitbestimmung, son-
dern um weiteren Ausbau und Aus-
prägung. Tatsache war, dass jahrelang 
später immer wieder der Versuch ge-
macht worden ist, mal aus Wirtschaft 
mal aus politischen Kreisen bestimmte 
Formen des Mitbestimmungsrechtes 
zu verändern, was naheliegend ist, es 
sollte ja ein Gesetz sein, das sich mit 
den lebendigen Entwicklungen be-
schäftigen sollte. Allerdings dachte ich 
nicht an Abbau, sondern an Weiter-
entwicklung dabei. Aber wie es auch 
immer war, für manchen war die Mit-
bestimmung zuviel. In manchen Fra-
gen gibt es auch Dinge, wo ich 
persönlich immer bestritten habe, 
dass bei jeder Entscheidung einer 
Standortverlagerung einer Polizeistati-
on deswegen der Gesamtpersonalrat 
angerufen werden sollte, war mir ein 
bisschen zu weit, und ich dachte an 
die Arbeitsbelastung des Gesamtper-
sonalrats. Gut, es nützte nichts, sie 
haben sich durchgesetzt, und sie hiel-
ten das durch. Gut, damit leben wir 
heute, und ich fi nde, ganz gut. Und 
damit es so bleibt, kann ich sagen, 
haben mir natürlich die Ausführungen 
meines Bürgermeisters sehr gut gefal-
len. Die Unterstützung zu meiner 
Freude aus dem DGB natürlich noch 
mehr, weil es ja eine entscheidende 
Frage gibt, die mich heute aufregt, 
dass die frühere, einmal ganz einver-
nehmliche Position, wir in der Privat-
wirtschaft und im öffentlichen Dienst 
müssen die Rechte der Arbeitnehmer 
gemeinsam vertreten, dass wir die 
zum Teil aufgebrochen haben. Wenn 
ich so manche hämische Bemerkung 
höre, Wegfall des Weihnachtsgeldes 

Bundesverfassungsgericht und bean-
standete alles das, was wir in Bremen 
nun hatten, als verfassungswidrig. Im 
Rücken ein bremisches Staatsgerichts-
urteil in der Hoffnung, dass wir im 
Jahre 1957 noch nicht in der Phase 
des völligen Rückschrittes von demo-
kratischen Prinzipien in Bonn sein 
würden und in Karlsruhe setzten wir 
darauf, dass Karlsruhe eine für uns 
vernünftige Entscheidung trifft. Als 
späterer Bürgermeister im Senat muss 
ich sagen, für den Bürgermeister da-
mals war es eine vernünftige Ent-
scheidung, für uns, die wir für die 
Mitbestimmung waren, nicht ganz so 
sehr. Denn Karlsruhe entschied: Ja-
wohl, es ist alles o.k. mit einer einzi-
gen Ausnahme: Die Einigungsstelle, 
wo ihr euch bei Streitfragen verständi-
gen müsst, gilt nur für Arbeiter und 
Angestellte, nicht für Beamte. Voilà, 
eine Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichtes ist nicht so einfach 
aufzuhebeln, also mussten wir das 
PVG danach ausrichten. Wir haben es 
dann auch ausgerichtet. Aber das 
Prinzip: Eine Verwaltung, ein Betriebs-
rat musste erhalten bleiben, nicht drei 
Betriebsräte oder zwei Betriebsräte 
für verschiedene Gruppen, sondern 
ein Betriebsrat, der unterschiedlich 
gewählt, aber hinterher zusammen 
die gemeinsamen Interessen aller zu 
vertreten hatte. Denn das war die ent-
scheidende Frage: Der Betriebsrat als 
erstes oder der Personalrat als erstes 
hatte die gemeinsamen Gesamtinter-
essen zu vertreten und dafür zu sor-
gen, dass dem einzelnen dabei kein 
Unrecht geschieht. Schutzfunktion für 
den einzelnen und Gesamtinteressen 
für alle. So, wie wir dachten, dass der 
öffentliche Dienst im Gesamtinteresse 
für die Allgemeinheit arbeitet, aber 
dafür im einzelnen dafür zu sorgen 
hat, dass das nicht zu Lasten des ei-
nen oder anderen geschieht, sobald er 
daran beteiligt ist. Kurzum, das Gesetz 

Bürgermeister Hans Koschnick
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im öffentlichen Dienst, das ist nicht so 
wichtig, Hauptsache wir anderen ha-
ben etwas. Erst dann, wenn es uns 
wieder gelingt, dass in der Privatwirt-
schaft und im öffentlichen Dienst ge-
meinsam wieder Dinge vertreten wer-
den, werden wir die Chance haben, 
gegen den Zeitgeist, den Unzeitgeist 
der heutigen Tage anzugehen - ge-
meinsam. 

So, ich kann deswegen nur sagen, 
wenn was von dem geblieben ist, 
für das wir immer gekämpft haben, 
nämlich, dass wir gemeinsam für die 
Schwächeren eintreten wollen, die 
nicht unbedingt immer im öffentlichen 
Dienst sind, die manchmal auch drau-
ßen sind als einfache Bürger, dann ha-
ben wir einen Teil getan und wenn wir 
glauben, wir sind schon fertig mit dem 
Mitbestimmungsrecht, dann kann ich 
sagen als Außenstehender, ich sehe 
noch ein paar Dinge, wo wir gemein-
sam nachdenken müssen - ihr, ich 
nicht mehr. Erstens, ich glaube, dass 
die Frage der Mitbestimmung und 
der Sicherungsrechte etwa bei den 
neuen Arbeitsverhältnissen, bei den 
Arbeitszeitverhältnissen schlecht sind 
und besser geregelt werden müssen. 
Ich glaube, dass bei den Fragen der 
Arbeitsverhältnisse aus den Hartz-Pro-
grammen heraus neue Schutzrechte 
abgesichert werden müssen, und ich 
glaube auch, dass, so gut es ist, wenn 
wir junge Menschen einstellen, damit 
sie ihren Job lernen können, wir dabei 
nicht vergessen dürfen, dass auch sie 
Rechte haben sollen. Auch die Aus-
zubildenden, ganz gleich, in welcher 
Form, müssen eingebunden sein in 
Tarifrecht und anderen Bereichen. Das 
ist mein Wunsch für die zukünftige 
Aufgabe und allen, die darangehen, 
drücke ich den Daumen. Ich selbst 
bin jetzt in etwas gelassener Distanz, 
freue mich, dass ich gelegentlich den 
einen oder anderen Betriebsrat auf 
bremische Verfassungsrechtsent-

scheidungen hinweisen konnte, die 
uns geholfen haben und umgekehrt. 
Gelegentlich in Bonn noch oder heute 
in Berlin zu meckern über bestimmte 
Formen, die dort passieren, weil et-
was für mich ganz schlimm ist, und 
darum habe ich mich vorhin über die 
Musik gefreut: Wir haben vergessen 
-  vielfach -, woher wir kommen. Und 
ich möchte, dass wir wissen, wo-
her wir kommen, wofür wir stehen 
und wo wir hin marschieren wollen. 
Und zwar gemeinsam für die breiten 
Schichten unserer Bevölkerung, auch 
im öffentlichen Dienst. 

Danke.
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Weser-Kurier 27. November 1957

Richard Boljahn, SPD-Fraktionsvorsitzender

Weser-Kurier 28. November 1957
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Weser-Kurier 28. November 1957

Weser-Kurier 4. Dezember 1957

Bürgermeister Wilhelm Kaisen
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Verehrte Anwesende,
von einer Tradition bremischer Mit-
bestimmung im öffentlichen Dienst 
zu sprechen, verlangt Mut, schon 
kurze Zeiträume als traditionsbela-
den anzusehen. Das ist zugegeben 
problematisch. Zwar sind 60 Jahre 
verfassungsrechtlich abgesicherte 
Mitbestimmung und davon 50 Jahre 
gesetzliche Fundierung gewiss für 
die davon Betroffenen eine lange 
Zeitspanne. Doch unter Traditions-
gesichtspunkten umfassen sie nur 
einen kurzen Zeitraum gesellschafts-
politischer Entwicklung. Gleichwohl 
können bei ernsthafter Würdigung 
ein jahrhundertelanges Ringen um 
eine Mitbeteiligung an gesellschaft-
lichen Prozessen der Neuzeit in den 
Spannungsbereich heutiger Mitbe-
stimmungsvorstellungen einbeziehen. 
Schließlich ist richtig verstandene 
Mitbestimmung Ausdruck praktisch 
gelebter Freiheit, die sich gegen eine 
herkömmliche „Herr im Hause“-Macht-
position ebenso durchsetzte, wie sie 
sich gegen eine Förderung neuen 
Untertanengeistes richtet: Verantwort-
liches, gleichberechtigtes Miteinander 
im Interesse des allgemeinen Wohls 
unter Wahrung und Schutz berechtig-
ter individueller Interessen bestimmen 
deshalb die Inhalte von Mitbestim-
mung. Und hier können natürlich Tra-
ditionslinien ausgemacht werden.

Vor 50 Jahren hat die Bremische 
Bürgerschaft mit der Verabschie-
dung des Personalvertretungsgeset-
zes jedenfalls die Richtung für ein 
perspektivreiches Miteinander von 
Behördenleitungen und Mitarbeitern 
im öffentlichen Dienst des Landes 
Bremen aufgezeigt. In konsequenter 
Ausformung der Vorgaben des Artikels 
47 unserer Landesverfassung wurde 
damit ein gesellschaftspolitischer Pro-
zess abgeschlossen. Nunmehr waren 
die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes rechtlich befähigt, in alle sie 

Bremische Tradition der Mitbestimmung

betreffenden personalen und sozialen 
Fragen einvernehmlich mit den Behör-
den- und Institutionsleitungen nach 
beiderseits tragfähigen Lösungen zu 
suchen. Aus früheren Bittstellern und 
Anregern wurden Partner, die jetzt ge-
meinsam in der Sache befi nden.

Dieser von mir angesprochene 
Artikel 47 der Bremischen Landes-
verfassung war übrigens die einzi-
ge Bestimmung, die zwischen den 
politischen Vertretern aller damals 
verantwortlichen Parteien nicht ein-
vernehmlich geregelt werden konnte, 
sondern in ihrer jetzigen Fassung 
einer gesonderten Entscheidung aller 
stimmberechtigten Bürger bedurfte. 
Das Staatsvolk war aufgefordert zu 
entscheiden, ob für die soziale Aus-
gestaltung einer Wirtschaftsordnung 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
oder speziell im öffentlichen Dienst 
nur eine Mitwirkung die Grundlage 
künftigen Miteinanders sein sollte. 
Das bremische Staatsvolk also befand 
darüber, ob bei der gesellschaftspoli-
tischen Neubestimmung des Verhält-
nisses von Kapital und Arbeit bzw. der 
Neuregelung herkömmlichen Verfü-
gungsgewalt über den Arbeitseinsatz 
abhängig Beschäftigter letztlich das 
Prinzip Mitwirkung oder Mitbestim-
mung zum Gestaltungsfaktor werden 
sollte. Die bremischen Bürgerinnen 
und Bürger votierten dann bei dieser 
Volksabstimmung mehrheitlich für Mit-
bestimmung.

Ein Ergebnis, das erst vor wenigen 
Wochen die frühere Präsidentin des 
Bundesverfassungsgerichts, Frau Pro-
fessor Limbach, heraushob, als sie in 
ihrem Festvortrag zur 60. Wiederkehr 
des Jahrestages der Verabschiedung 
der Bremischen Landesverfassung als 
besonderes Merkmal der deutschen 
Verfassungsgeschichte die herausra-
gende Qualität der damit angestreb-
ten Neuordnung der Wirtschafts- und 
Sozialbeziehungen im Lande Bremen 

Hans Koschnick, Bürgermeister - Konzeptrede
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würdigte.
Weil nach 1947 manche der verfas-

sungspolitisch neuen Wegweisungen 
wegen der damals noch herrschenden 
katastrophalen wirtschaftlichen Lage 
und der vorrangigen Wiederaufbau-
verpfl ichtungen nicht sofort in Angriff 
genommen werden konnten, man 
zudem einer zu erwartenden gesamt-
staatlichen Neuordnung nicht in Teil-
bereichen vorgreifen wollte, bemühte 
man sich erst Mitte der 50er Jahre, 
die notwendigen Konsequenzen aus 
der neugeschaffenen Landesverfas-
sung zu ziehen.

Neben der Neuregelung des all-
gemeinen Bildungswesens und nicht 
zuletzt dem Neubauprogramm zur Be-
schaffung menschenwürdigen Wohn-
raums stand damals die Neuordnung 
des öffentlichen Dienstes im Mittel-
punkt parlamentarischer Auseinan-
dersetzung. Soweit das Grundgesetz 
es zuließ, wurde der Weg zu einem 
einheitlichen Dienstrecht für alle An-
gehörigen des öffentlichen Dienstes 
angesteuert und bisherige Statusun-
terscheidungen vielfach eliminiert. Aus 
diesem Grunde war die Mehrheit des 
bremischen Parlaments auch nicht 
bereit, die in Angriff genommene ge-
setzliche Regelung des Rechtes der 
Personalvertretung im öffentlichen 
Dienst nach Statusbezügen aufzuglie-
dern. Ein Betrieb bzw. eine Verwal-
tung mit einem Personalrat für alle 
sollte die Grundlage der gebotenen 
sachgerechten Zusammenarbeit sein.

Man war weitgehend einig in dieser 
Frage, allerdings blieb der Inhalt der 
Mitbestimmung insoweit umstritten, 
als hier die Frage nach Differenzierung 
aufkam. Sollten bei Amtsträgern der 
öffentlichen Gewalt (formal die Beam-
ten) Entscheidungen der im Gesetz 
vorgesehenen Einigungsstelle endgül-
tig sein oder musste hier der Senat 
das letzte Wort behalten? Es ging 
um die Frage, ob die verfassungs-

bedingte par-
lamentarische 
Verantwortung 
der Senatsmit-
glieder nicht 
verlangt, ihnen 
das Letztent-
scheidungsrecht 
zu überlassen, 
anders als bei 
Arbeitern und 
Angestellten. 
Der Senat 
vertrat unter 
Berufung auf 
allgemeine 
staatsrechtliche 
Prinzipien nicht 
zuletzt unter 
Verweisung auf 
ein von ihm 
für anwendbar 
erklärtes Urteil 
des Staats-
gerichtshofes 
des Deutschen 
Reichs vom 
14. Juli 1922 
seine nicht 
eingrenzbare 
Zuständigkeit 
für Letztent-
scheidungen. Dieser Auffassung wi-
dersprach die Parlamentsmehrheit. 
Sie beantragte im Laufe der Gesetz-
gebungsdiskussion, die eingrenzende 
Senatsvorlage entsprechend zu än-
dern. Der jetzt aufbrechende Streit 
zwischen Senat und der Bremischen 
Bürgerschaft führte dazu, dass die 
Bürgerschaft eine gutachtliche Stel-
lungnahme des bremischen Staatsge-
richtshofes darüber anforderte, ob der 
Vorschlag der SPD-Fraktion dem Sinn 
der Verfassung widerspreche, wie es 
der Senat vermutete. Unter dem 3. 
Mai 1957 stellte dann der bremische 
Staatsgerichtshof jedoch fest, dass 
die von der SPD-Bürgerschaftsfraktion 

Bürgermeister Hans Koschnick
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vorgesehene Regelung im Personal-
vertretungsgesetz nicht gegen die 
Bremische Landesverfassung verstößt. 
Die erhobenen Bedenken des Senats 
waren damit gegenstandslos und das 
Gesetz wurde mit den Stimmen der 
Bürgerschaftsmehrheit verabschiedet.

Eine umfassende Mitbestimmung 
für den öffentlichen Dienst im Zwei-
Städte-Staat schien damit gesichert. 
Doch weit gefehlt. Zwar verkündete 
der Senat das vom Parlament be-
schlossene Gesetz, doch rief er sofort 
das Bundesverfassungsgericht mit 
dem Verlangen an, eine Verletzung 
des Grundgesetzes festzustellen. Er 
erreichte dort einen Teilerfolg. Bei Be-
amten wurde ihm in personellen An-
gelegenheiten die Letztentscheidung 
zuerkannt, in sozialen Fragen dagegen 
die vorgesehenen gesetzlichen Regeln 
des Bremischen Personalvertretungs-
gesetzes als grundgesetzverträglich 
gewertet. Mit dieser Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 27. 
April 1959 ist das Mitbestimmungs-
recht für den öffentlichen Dienst des 
Landes Bremen festgeschrieben.

Das bedeutet nun allerdings nicht, 
dass damit ein für alle mal Streit-
fragen grundsätzlicher Art ausge-
schlossen seien. Nein, das Ringen um 
bestimmte Organisationsentscheidun-
gen in der Regel bei Standort- und 
Zuordnungsveränderungen, sowie 
bei Verfahrensregelungen begleitete 
die Zusammenarbeit zwischen Sena-
toren und Einzelpersonalräten bzw. 
zwischen dem Gesamtsenat und dem 
Gesamtpersonalrat - hier nicht zuletzt 
bei Betriebsvereinbarungen und ähn-
lichen gemeinschaftsstabilisierenden 
Regelungen. Eigentlich ist das ja auch 
nicht etwas Besonderes und führt 
auch, solange der Wille zur Verstän-
digung auf beiden Seiten ausgeprägt 
blieb, kaum zu wesentlichen Schwie-
rigkeiten. Es ist wie in einer gut orga-
nisierten Familie, in der auch nicht zu 

jeder Zeit alle Fragen wie selbstver-
ständlich eine allgemeine Zustimmung 
fi nden. Es nützen deshalb hier keine 
Schuldzuweisungen, wohl aber ist die 
Feststellung geboten, dass bewusste 
Kooperationsbereitschaft in jedem 
Falle hilfreich ist, soweit es dabei nicht 
um die Gefährdungen partnerschaftli-
cher Gleichberechtigung geht.

Schließlich ist auch die Fassung des 
Personalvertretungsgesetzes keines-
wegs sakrosankt. Drei Veränderungen 
mit entsprechenden Neufassungen 
seit 1957 belegen diese Feststel-
lung. Es ging um Klarstellungen, 
um Ausräumung von Zweifelsfragen 
oder darum, bundesgesetzliche Vor-
gaben zu erfüllen. Der Kern blieb 
unangetastet, denn Verfassungsrecht 
stand und steht unter besonderem 
Bestandsschutz. Und das ist gut so, 
denn mit Verfassungsprinzipien spielt 
man nicht, auch sind sie keine reine 
Zierde und schon gar nicht bedeutet 
das Beharren auf die Grundordnung 
des staatlichen Zusammenlebens 
pure Verfassungsfolklore, wie heutige 
Politiker gelegentlich die Berufung 
auf Verfassungsbestimmungen zu be-
zeichnen pfl egen. Diese Volksvertreter 
haben immer noch nicht gelernt, was 
die Verfassung wirklich bedeutet; sie 
ist als „magna charta“ der Demokratie 
bestimmt, das Zusammenleben im 
Staate dauerhaft zu regeln.

Verehrte Anwesende!
Doch wenn wir schon bei der Frage 
der Ausgestaltung von Mitbestim-
mung angelangt sind, dann muss ich 
darauf hinweisen, dass nach meiner 
Meinung das Regelungswerk wieder 
ergänzungsbedürftig ist. In der Ge-
sellschaft haben nämlich neue ver-
änderte wirtschaftliche Bedingungen 
Platz gefunden und dabei gegenüber 
eingefahrenen Ausbildungs- und Ar-
beitsverhältnissen neue Praktiken ent-
wickelt, in denen der frühere Schutz 
immer mehr eingegrenzt wird. Das 
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gilt in Sonderheit für Leiharbeit, für 
Arbeitsverhältnisse aus den Regeln 
nach Hartz I bis IV und nicht zuletzt 
bei neuartigen Formen von Ausbil-
dungsverhältnissen. Hier müssen 
Schutzvorregelungen wie sie in Artikel 
47 Landesverfassung intendiert sind 
ernsthaft gesucht und gefunden wer-
den. Möglicherweise andere als die 
jetzigen Regeln vielleicht, jedoch ohne 
Preisgabe von erprobten Schutz- und 
Mitbestimmungsrechten.

Grundlage für die Mitbestimmungsrechte in Bremen: Artikel 47 der Landesverfassung der Freien Hanse-
stadt Bremen von 1947
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„Der Personalrat hat die Aufgabe, 
für alle in der Dienststelle weisungs-
gebunden tätigen Personen in allen 
sozialen, personellen und organisa-
torischen Angelegenheiten gleichbe-
rechtigt mitzubestimmen“ - so lautet 
§ 52 Abs. 1 des Bremischen Personal-
vertretungsgesetzes. Liest man diese 
Bestimmung einem arbeitsrechtlich 
Interessierten in Berlin, Kassel oder 
gar in München vor,  so erweckt man 
ungläubiges Staunen. „Gilt das wirk-
lich heute noch?“ bin ich mal gefragt 

worden, und „kein 
Wunder, dass die in 
Bremen kein Geld 
haben“ kam als 
weiterer Kommen-
tar. Freundlichere 
Menschen sprechen 
vom unbeugsamen 
gallischen Dorf im 
fernen Norden und 
fügen manchmal 
hinzu, hier habe 
lange Zeit eine Art 
Obelix regiert.

Doch so sin-
gulär, wie es den 
Anschein haben 
könnte, ist das bre-
mische Recht nicht. 

In Schleswig-Holstein hat man die 
Vorschrift übernommen - freilich damit 
ein Verfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht provoziert, das ziemlich 
viel Porzellan zerschlagen hat. In der 
bremischen Politik gibt es stattdessen 
einen weitgehenden Konsens über die 
Mitbestimmung: Die SPD hat sie eins-
tens maßgebend gestaltet, die CDU 
und die GRÜNEN haben sich zu ihr be-
kannt, und bei der Linkspartei ist dies 
sowieso kein Problem. Lediglich die 
FDP ziert sich noch immer ein wenig, 
aber im Grunde hat sie sich trotz ge-
legentlicher Proteste mit dem Status 
quo abgefunden. Karlsruhe hat zwei 
Mal eingegriffen, aber im Grunde nur 

Randkorrekturen vorgenommen.
Also doch was Besonderes, viel-

leicht sogar Einzigartiges? Wenn man 
nur an die Mitbestimmung durch Be-
triebs- und Personalräte denkt, muss 
man die Frage wohl bejahen, aber in 
bestimmten Staaten gibt es in ganz 
anderer Form eine vergleichbare Ge-
neralklausel. In Frankreich, Italien, 
Spanien und Portugal ist die sog. 
spontane Arbeitsniederlegung erlaubt 
- d. h. jedes Arbeitnehmerkollektiv 
kann legal die Arbeit niederlegen, 
wenn es mit bestimmten Entscheidun-
gen in Betrieb oder Dienststelle nicht 
einverstanden ist. Auch das bedeutet 
potentielle Mitentscheidung und da-
mit „Mitbestimmung“ über potentiell 
alle betrieblichen Angelegenheiten. 
Man pfl egt dies im arbeitsrechtlichen 
Diskurs in der Bundesrepublik wenig 
zu beachten, gleichwohl lässt es sich 
nicht wirklich verdrängen oder hinweg 
diskutieren. Allerdings ist diese Form 
der Beteiligung der Betroffenen mit 
sehr viel mehr Unwägbarkeiten und 
auch Kosten verbunden. Ein Streik 
verlangt von allen Beteiligten - Arbeit-
geber wie Beschäftigte - im Regelfall 
sehr viel mehr Opfer als ein Verfahren 
vor der Einigungsstelle. Dies bedeutet 
gleichzeitig, dass die Schwelle für das 
Eingreifen sehr viel höher ist. Bei den 
Routineentscheidungen im Alltag wird 
der Arbeitgeber alleine das Sagen 
haben - nur bei absehbarem Protest 
wird er die Arbeitnehmerinteressen 
sinnvollerweise in seine Betrachtung 
einbeziehen. Dies kann im Einzelfall 
auch zu einseitigen und ungerechten 
Entscheidungen führen, weil sich nie-
mand so sehr engagiert, dass ernst-
haft eine Arbeitsniederlegung droht. 
Gegenüber solchen konfl iktorischen 
Arbeitsrechtsordnungen hat die Mit-
bestimmung also durchaus Vorteile 
- sieht man einmal davon ab, dass die 
Generalklausel des § 52 BremPersVG 
ja auch ihre Ausnahmen, etwa in 

Ein Blick über den Tellerrand

Prof. Dr. Wolfgang Däubler

Wolfgang Däubler, Professor für Arbeitsrecht im 
Ruhestand



25

Freie
Hansestadt
Bremen

organisatorischen Angelegenheiten, 
kennt, die es in Frankreich, Italien, 
Spanien und Portugal so nicht gibt.

Eine weit gefasste Mitbestimmung 
mache die Entscheidungsprozesse in 
den Unternehmen und Verwaltungen 
langwierig. Die nötige Reaktion auf 
den Markt sei deshalb nicht mehr 
gesichert, die Produktivität leide, die 
ausländische Konkurrenz habe die 
Nase vorne - so lautet ein weiterer 
Einwand. Bei der staatlichen Verwal-
tung lässt sich die Produktivität nur 
schwer messen, aber es gibt in Form 
der Bremer Landesbank ein nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
geführtes Unternehmen, das dem 
BremPersVG unterliegt. Der frühere 
Vorstandsvorsitzende hat mir einmal 
erzählt, er sei von seinen Kollegen 
der anderen Landesbanken anfänglich 
ziemlich bemitleidet worden. Ob er 
denn überhaupt noch ohne Zustim-
mung des Personalrats sein Dienst-
zimmer betreten dürfe - hatte ihn 
einer spöttisch gefragt. Als er dann 
aber regelmäßig in durchaus fröhli-
chem Zustand zu den Treffen kam 
und von ganz normalen geschäftlichen 
Transaktionen berichtete, kamen die 
hohen Herren zu dem Schluss, mit der 
bremischen Personalvertretung könne 
es doch nicht gar so schlimm sein.

Anfang der achtziger Jahre kam 
die Bank allerdings in eine schwie-
rige Situation - die Personalkosten 
stiegen deutlich stärker als die Erträ-
ge; es war absehbar, bis wann die 
Defi zitgrenze erreicht sein würde. 
Personalabbau durch betriebsbe-
dingte Kündigungen kam von vorne 
herein nicht in Betracht; das ließ sich 
mit dem Personalrat nicht machen. 
McKinsey ins Unternehmen zu holen, 
schied aus demselben Grund aus. Man 
verständigte sich auf eine Aufgaben-
analyse, die mit Bordmitteln gemacht 
wurde. Welche Aufgaben waren ent-
behrlich, was konnte man einsparen? 

Die Beschäftigten beteiligten sich in-
tensiv daran, denn der Vorstand hatte 
verbindlich zugesagt, dass aufgrund 
der Aktion niemand auf einen schlech-
teren Arbeitsplatz versetzt oder gar 
gekündigt werden sollte. Unter diesen 
Umständen war es möglich, gut 15 % 
der Aufgaben ausfi ndig zu machen, 
die eigentlich ohne Schaden ver-
zichtbar waren. Dies führte zu einem 
langfristigen Programm des Vor- und 
Vorvorruhestands. Gleichzeitig wur-
de aber sichergestellt, dass weiter 
Nachwuchskräfte ausgebildet wurden. 
Nach einigen Jahren war die Krise 
überwunden. Die Bank gehört heute 
zur klein gewordenen Spitzengruppe 
der Landesbanken, die gute Ergebnis-
se haben und wo man auch nicht mit 
zweifelhaften Papieren spekuliert hat. 

Weshalb erzähle ich dies? Die Mit-
bestimmung nach dem BremPersVG 
hat dazu geführt, dass das Manage-
ment von vorne herein nicht auf den 
vergleichsweise bequemen Weg der 
betriebsbedingten Kündigung zurück-
greifen konnte. Man musste kreativ 
sein und sich andere Wege einfallen 
lassen, als die Personalkosten zu sehr 
stiegen. Dies hat man zum Nutzen 
der Beschäftigten wie der Bank getan. 
Ohne das Bremer Recht wäre es ver-
mutlich gelaufen wie später bei allen 
Großbanken: Man hätte Leute hinaus-
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ten, die Mitbestimmung sei eine gute 
Sache. In der Diskussion ergab sich, 
dass sie alle ohne Arbeitnehmerbetei-
ligung im Betrieb mit ihrer Tätigkeit 
begonnen hatten. Immer wieder kam 
es zu Störungen: Da meldete sich 
plötzlich fast eine ganze Abteilung 
krank, da kündigten Leistungsträger, 
die man gerne behalten hätte. Das 
Management kannte die Gründe gar 
nicht, es tappte im Dunkeln. Irgend-
wann kam man dann auf die Idee, mit 
der Gewerkschaft zu reden. Man ver-
ständigte sich, dass in den Betrieben 
Arbeitnehmervertreter gewählt wer-
den sollten, mit denen man über alle 
betrieblichen Fragen sprechen konnte. 
Dort konnten sich die Beschäftigten 

bei Bedarf auch beschweren und 
Vorschläge zur Abhilfe machen. Das 
System funktionierte. Statt der Krank-
meldungen kam es zu Diskussionen 
über anstehende Probleme. Einen An-
sprechpartner zu haben, sei - so war 
die allgemeine Meinung - auch für ei-
nen Unternehmer höchst sinnvoll. Nur 
so lassen sich  Lösungen fi nden, die 
auf beiden Seiten Akzeptanz fi nden 
und die ein produktives Miteinander 
ermöglichen.

katapultiert, indem man ihnen Aufhe-
bungsverträge noch dem Motto „Vogel 
friss oder stirb“ vorgelegt hätte. Wo 
die Kündigung im Hintergrund steht, 
verliert der Aufhebungsvertrag seine 
Freiwilligkeit. Vielleicht hätte man 
sogar die „Turboprämie“ praktiziert: 
Je schneller die Unterschrift kommt, 
umso höher die Abfi ndung. Im Erfi n-
den schöner Begriffl ichkeiten haben 
unsere Unternehmensberater immer 
schon ein hohes Maß an Virtuosität 
entwickelt. Dies alles ist uns in der 
Bank erspart geblieben.

Mitbestimmung ist nicht nur ein 
Beitrag zur Humanisierung des Ar-
beitslebens, wenn es um strategische 
Fragen geht. Im Alltag bewährt sie 
sich gleichfalls, 
weil die Pro-
bleme, die es 
immer geben 
wird, recht-
zeitig auf den 
Tisch kommen. 
Dies ist auch 
für die Arbeit-
geberseite 
von großem 
Nutzen. Vor 
einigen Jahren 
hatte ich bei 
der Handels-
kammer in Sao 
Paulo über 
Mitbestimmung 
zu reden. Zu-
hörer waren Personalleiter aus den 
brasilianischen Niederlassungen deut-
scher Unternehmen, meist Angehörige 
der brasilianischen Oberschicht, die 
sich nicht gerade durch Nähe zum 
Gedanken der Wirtschaftsdemokra-
tie auszeichnet. Ich habe zwar keine 
inhaltlichen Konzessionen gemacht, 
mich aber doch einer recht vorsichti-
gen Terminologie befl eißigt. Die Reak-
tion war bemerkenswert: Ich brauche 
mich gar nicht besonders zurückhal-
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Dass Mitbestimmung eine gute Sa-
che ist, bedeutet nicht, dass sie ohne 
Fehler und Probleme wäre. Unterneh-
merverbände verweisen auf unver-
antwortliche Interessenvertretungen, 
die sich nur profi lieren wollen. Dies ist 
jedenfalls kein Bremer Problem. Hier 
besteht eher die Gefahr, dass zu viel 
Verantwortung gezeigt wird, dass es 
zu einem Miteinander von Personalrat 
und Leitung kommt, das für ein wenig 
atypisch orientierte Menschen kaum 
mehr Platz lässt. Wer sich um Proble-
me im Betrieb kümmert, wird es nicht 
nur mit bequemen, pfl egeleichten und 
dankbaren Menschen zu tun haben. 
Gerade diejenigen, die ihre Umwelt 
oft eher als feindliche wahrnehmen, 
bedürfen der Unterstützung durch die 
Interessenvertreter. Dies gehört mit 
zu ihren schwierigsten Aufgaben. Nie-
mand kann von sich behaupten, hier 
immer den richtigen Ton zu treffen 
und die vernünftigsten Maßnahmen zu 
ergreifen.

50 Jahre sind eine lange Zeit. 
Was sich so lange bewährt hat, dem 
gehört auch die Zukunft. Vielleicht 
werden in einigen Jahren die Spezia-
listen aus China oder aus Indien nach 
Bremen kommen, um zu lernen, wie 
man Konfl ikte rational und auf der 
Basis der Gleichberechtigung löst. Wer 
sogar zwei Jahrzehnte neoliberale For-
derungen überstanden hat, kann mit 
Optimismus in die Zukunft blicken.

  

 

Auch junge Leute verfolgen die Veranstaltung: Auszubildende der Verwaltungs-
schule Bremen
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
das mit der ABiG und mit der Antwort, 
wie es da weitergeht, das spare ich 
mir für den Schluss der Rede auf, 
dann können Sie mal gucken, wie wir 
als Senat mit einem „schwarzen Fleck“ 
umgehen. Vorher möchte ich Ihnen 
gerne sagen, von welchen Gedanken 
sich der Senat im Umgang mit dem 
Personalvertretungsgesetz leiten lässt.

In den letzten Jahren konnte man 
eigentlich keine Fete, keine Doppel-
kopfrunde, keinen Kneipenbesuch 
erleben, ohne dass irgendwann fest-
gestellt wurde, warum es eigentlich 
nie etwas wird mit den Veränderun-
gen zum Besseren.

Was konnte man da an Gründen 
hören? Es liegt alles entweder am 
Denkmalschutz, am Datenschutz oder 
am Personalvertretungsgesetz. Also, 
wir als Senat haben keine Probleme 

mit dem Personalvertretungs gesetz. 
Wir sind stolz darauf, gemeinsam 

mit Ihnen den 50. Geburtstag des 
PVG zu feiern!

Wenn wir von Mitbestimmung und 
Beteiligung sprechen, dann meinen 
wir damit das historisch gewachsene 
System der Einfl ussnahme der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer vor 
allem in Betrieben, Verwaltungen und 
Unternehmen, wie es sich seit der 
Weimarer Zeit und nach dem Zweiten 
Weltkrieg meist in Form von Gesetzen, 
vor allem dem Betriebsverfassungsge-
setz und den Personalvertretungsge-
setzen entwickelt hat.

Ich möchte heute den Schwerpunkt 
aber auf einen Aspekt legen, der über 
diese institutionellen Formen von 
Mitbestimmung und Beteiligung hin-
ausgeht.

Meine Damen und Herren, die 
Fähigkeit zum Wandel, ist für jedes 
private Unternehmen, aber auch 
für jede öffentliche Verwaltung von 
entscheidender Bedeutung für ihren 
Erfolg. So haben vor allem die neuen 
Technologien die Verwaltungen tief 
greifend verändert und zu einem wirk-
lichen Kulturwandel geführt. Erinnern 
Sie sich: Anfang der 90er Jahre hatte 
die kommerzielle Phase des Internet 
gerade erst begonnen und spielte in 
der öffentlichen Verwaltung kaum eine 
Rolle. Heute, rund 15 Jahre später 
können wir uns die Arbeit weder in 
der Wirtschaft noch in der Verwaltung 
ohne den Einsatz moderner Informati-
onstechnologien vorstellen.

Einrichtungen wie kundenfreund-
liche Bürgerämter oder die zentrale 
Servicestelle der bremischen Finanz-
ämter verdanken wir auch der Tech-
nik. Elektronische Geschäftsprozesse 
mit vielfältigen Vernetzungen sind für 
die tägliche Arbeit selbstverständlich 
geworden, sie haben die Arbeit der 
Verwaltung nach außen grundle-
gend verändert, aber eben auch die 

Nur mit den Beschäftigten und ihren Interessenver-
tretungen

Bürgermeisterin Karoline Linnert, Senatorin für Finanzen
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Arbeitsbedingungen der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter nachhaltig 
beeinfl usst. Es ist erstaunlich und 
faszinierend zugleich, welche Auswir-
kungen dies auf die Arbeitsstrukturen, 
das Miteinanderumgehen und vor 
allem die Kommunikation genommen 
hat. Diese Veränderung hat zu einem 
bemerkenswerten, wie ich fi nde, in 
vielen Bereichen zu einem positiven 
Kulturwandel geführt. 

Die Forderung nach Modernisierung 
und Innovation setzt die Schaffung 
struktureller und institutioneller Rah-
menbedingungen und Mindestabsi-
cherungen sowie von Anreizen voraus, 
um Veränderungen zu erleichtern, zu-
mal wenn man auf sehr weitgehende 
Neuerungen setzt.

Voraussetzungen für solche Innova-
tionspotenziale aus den Verwaltungen 
und Betrieben sind ein großes Maß an 
Offenheit, an Experimentiermöglich-
keiten, an Zusammenbringen unter-
schiedlicher Interessen und Gruppen, 
an der Möglichkeit des Rückgriffs auf 
unterschiedliche Netzwerke.

Innovation ist deshalb nicht Auf-
gabe einer kleinen Stabsabteilung, 
sondern muss alle Beschäftigten im 
Sinne einer lernenden Organisation 
einschließen.

Hier nun liegt der Bezugspunkt zu 
unserem heutigen Thema Beteiligung 
und Mitbestimmung.

Meine Damen und Herren, erfolg-
reiche Innovationsprozesse setzen 
nach meiner Auffassung voraus, dass 
der Horizont traditionellen Denkens 
überschritten wird, der vor allem in 
gesetzlichen Regelungen, in überwie-
gend materiellen Besitzständen und 
Leistungen sowie in Kategorien mög-
lichst umfassender Verantwortung der 
Institutionen denkt. So wie es durch-
schnittliche oder typische Beschäftigte 
in der Wirklichkeit nicht mehr gibt, 
so sehr muss man pluralistischen 
Lebensstilen und vielfältigen betriebli-

chen Realitäten gerecht werden.
Alle Erfahrungen in der privaten 

Wirtschaft aber auch in den öffentli-
chen Verwaltungen zeigen, dass man 
neue Produkte oder Arbeitsverfahren 
dann am besten und zeitnah realisie-
ren kann, wenn man die interessierten 
und betroffenen Beschäftigten direkt 
mit ihrem Expertenwissen neben den 
traditionellen Führungshierarchien mit 
dem Wissen der Fachabteilungen zu-
sammenbringt.

Gleichzeitig werden durch Be-
teiligung und Mitgestaltung die 
Rahmenbedingungen geschaffen, 
die eine Umsetzung innovativer Ent-
scheidungen in praktisches Handeln 
erleichtern: Akzeptanz, Mitarbeit und 
Einsatzbereitschaft.

Hier liegt nach meiner Überzeugung 
eine Schnittstelle zwischen Mitbestim-
mung und modernen Unternehmens-
kulturen, wobei sich die Bedeutung 
von Mitbestimmung, Beteiligung für 
innovative Entwicklungen auch im in-
ternationalen Vergleich belegen lässt.

Unbestreitbar ist, dass es sich bei 
der Verwaltungsmodernisierung um 
einen tiefgreifenden und ständigen 
Veränderungsprozess handelt, der nur 
erfolgreich sein kann, wenn er von 
engagierten, verantwortungs bereiten 
und qualifi zierten Beschäftigten sowie 
von den Interessenvertre tungen und 
Gewerkschaften der Beschäftigten ak-
tiv und konstruktiv mitgetragen wird.

Diese Überlegungen sind keines-
wegs als Einbahnstraße in dem Sinne 
zu verstehen, der Arbeitgeber habe 
es letztlich nur auf das „Gold in den 
Köpfen“ der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter abgesehen. Dies gänzlich zu 
bestreiten wäre unredlich, aber Mit-
wirkung und Einbindung in Verände-
rungsprozesse hat eben auch wichtige 
Auswirkungen auf die Arbeitszufrie-
denheit der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Arbeitszufriedenheit resultiert 
nicht nur aus den materiellen Bedin-
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gungen der Arbeit. Gerade auch aus 
einer interessanten Aufgabenstellung, 
der Bedeutung und dem Ansehen der 
Aufgabe, der Möglichkeit der Verant-
wortungsübernahme und der aktiven 
Einbeziehung in Veränderungen und 
Entwicklungen der Arbeitsumgebung 
ergeben sich viele Ansatzpunkte.

Letzte Woche ist eine Untersuchung 
der Arbeitnehmerkammer vorgestellt 
worden, die deutlich macht, dass 
neben sicheren Arbeitsplätzen und 
Zukunftsperspektiven gerade das Kli-
ma im Betrieb von großer Bedeutung 
ist. Viele Befragten wollten gerne in 
einem „wertschätzenden und unter-
stützenden Team von Kollegen und 
Führungskräften“ arbeiten.

Bei der schon jetzt deutlich ab-
sehbaren Verknappung von qualifi -
zierten Arbeitskräften aufgrund des 
demografi schen Wandels wird es für 
die öffentliche Verwaltung von ent-
scheidender Bedeutung sein, im Wett-
bewerb um Arbeitskräfte die Position 
auf dem Arbeitsmarkt zu festigen. Wir 
alle wissen, dass materiellen Anreizen 

hier Grenzen gesetzt sind! Es wird 
darauf ankommen, dass die öffentli-
chen Arbeitgeber auf andere Weise 
attraktive Arbeitsbedingungen bieten, 
und so kommt der Realisierung von 
Mitbestimmung und Mitwirkung im 
Verwaltungsalltag auch eine wichtige 
Rolle im Rahmen des Personalma-
nagements zu.

Die Mitbestimmung nach dem Bre-
mischen Personalvertretungsgesetz 
stellt von ihrem Grundansatz her er-
probte Verfahrensweisen und instituti-
onelle Plattformen zur Verfügung, weil 
man sich darauf verlassen kann, dass 
das Risiko jeglicher Veränderungen 
nicht einseitig auf einzelne Gruppen 
abgewälzt wird, und zwar sowohl 
aus der Sicht des Einzelnen wie aus 
der Sicht der Beschäftigten insge-
samt. Das Verständnis darüber, was 
Mitbestimmung bedeutet, hat sich 
gewandelt: Von defensiven sozialen 
Schutzrechten zu aktiver Mitgestal-
tung! 

Auf der Grundlage der bisherigen 
Mitbestimmungs- und Beteiligungs-

Die Feierstunde zum 50jährigen Bestehen des Bremischen Personalvertretungsgesetzes in der oberen Halle des Rathauses
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rechte muss verbindlich festgelegt 
werden, dass dafür die entsprechen-
den Absicherungen, Informationsmög-
lichkeiten und Kooperationsprozesse 
für einzelne und Gruppen vorhanden 
sind. Leitmotiv ist dabei: Die Beschäf-
tigten sind „Subjekt“ der Veränderung 
und nicht „Objekt“ der Entwicklung!

Diesen Weg gilt es weiter zu be-
schreiten. Wir haben es gemeinsam 
in der Hand! Dann bin ich mir sicher, 
dass unsere Nachfolgerinnen und 
Nachfolger auch künftig runde Ge-
burtstage dieses Gesetzes feiern kön-
nen.

Jetzt komme ich zurück zur ABiG. 
Das ist im Wahlkampf Thema gewe-
sen, von den Beschäftigten vorgetra-
gen worden, dass es nicht angehen 
kann, dass Hunderte von Auszubilden-
den keine ordentliche Mitbestimmung 
haben, das ist bei allen angekommen. 
Diejenigen, die das vertreten, ha-
ben völlig recht. Wir können nicht in 
„Sonntagsreden“ Demokratie predigen 
und dann bei uns selber da Defi zite 
haben. Ich habe gehört, darüber freue 
ich mich sehr, das ist ein Versprechen 
dieses Senats an Sie, dass wir diesen 
Zustand beenden wollen, am letzten 
Freitag in einer Einigung mit Edmund 
Mevissen geendet ist und dass wir 
versprechen können, ich hier für den 
Senat versprechen kann, dass spätes-
tens zu Beginn des Jahres 2008 wir 
einen Zustand haben, wo im Rahmen 
der ABiG eine betriebliche Vertretung 
stattfi ndet und Ausbildungs- und Ju-
gendvertretung. Und dafür möchte ich 
mich bei Ihnen bedanken und wün-
sche uns gemeinsam noch viel Kon-
fl ikte, gelöste Konfl ikte und Spaß mit 
dem Gesetz und das alles nach außen 
auch verteidigen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit.

Stephan Uhlig und Wiebke Rendigs von der Gruppe ARGUS
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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich freue mich ganz besonders hier 
heute zu stehen!

Es ist schön, dass so viel Jugend 
im Saal ist. Denn Mitbestimmung 
ist auch ein Thema mit Zukunft. Ich 
danke den vielen Auszubildenden der 
Verwaltungsschule, die aus Anlass des 
50sten das Projekt PROMIT durchfüh-
ren.

Heute ist für uns ein großer Fest-
tag! 50 Jahre BremPVG sind Ausdruck 
einer langen fortschrittlich demokra-
tischen Tradition in der Stadt (siehe 
Hans Koschnick). Dass wir dieses Ge-
setz hier heute auch so einvernehm-
lich feiern, erfüllt mich mit großer 
Freude, denn das war in der Vergan-
genheit nicht immer so.

Die neue rot-grüne Koalition 
hat unmissverständlich (auch heute) 
erklärt, dass sie zur Mitbestimmung 
steht und das Gesetz nicht verschlech-
tern will. Auch die Linke und die CDU 
bereits vor der Wahl bekennen sich 
zum BremPVG. Nur die FDP und die 
Handelskammer werden nicht müde, 
die Mitbestimmung anzugreifen.

Aber die Arbeitnehmerkammer 
hat mit der Messe „Die Mit“ ein weite-
res Signal für die Mitbestimmung ge-
setzt. Es ist gut, dass die Messe jetzt 
als feste Institution alle zwei Jahre in 
Bremen durchgeführt werden soll.

Unsere Berliner Kollegen vom 
Hauptpersonalrat, Uwe Januschewski 
und Erko Barthmann begrüße ich ganz 
herzlich. Sie sind uns mit ihrem 50jäh-
rigen einige Monate voraus. Auf ihrer 
Feier bekamen sie von Bürgermeister 
Wowereit zwar auch ein Bekenntnis 
zur Mitbestimmung zu hören, doch 
mit dem Nachsatz: „Wenn ich will,   
kann ich mich schon durchsetzen…“

Damals waren sie bereits in hefti-
gen Auseinandersetzungen mit ihrem 
Senat, der das Berliner Gesetz ver-
schlechtern will. Ich hoffe, ihr könnt 

die Angriffe abwehren.
Auch insofern wissen wir unsere 

gegenwärtige Situation sehr wohl zu 
schätzen!

Dass der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer sogar davon spricht, dass 
Bremen die Hauptstadt der Mitbestim-
mung werden sollte und dass Jens 
Böhrnsen sich zu diesem Ziel bekennt,
ist ein weiteres gutes Signal.

Inhaltlich ist bemerkenswert, dass 
wir das Parlament überzeugen konn-
ten, den GPR wieder als beratendes 
Mitglied in den Haushalts- und Finanz-
ausschuss aufzunehmen. Wir werden 
diese Möglichkeit nutzen, gemeinsam 
mit den örtlichen Personalräten die 
Kenntnisse und Interessen der Be-
schäftigten in die parlamentarische 
Debatte einzubringen. 

Aber wir haben auch Kritik: Die 
Beschneidung der Freistellungsan-
sprüche für Personalräte in der letzten 
Legislaturperiode. Sie bringt keinerlei 
Haushaltsentlastung, schürt nur Kon-
fl ikte und behindert die Zusammen-
arbeit vor Ort. Hier setzen wir auf die 
Zusage der Regierung, dass die Hand-
lungsmöglichkeiten der Personalräte 
nicht beschnitten werden sollen. Aber 
wir fordern, die Gesetzesverschlech-
terung wieder zurückzunehmen. Im 
Übrigen würde man damit nur wieder 
mit dem BetrVG gleichziehen.

Seit Jahren werden wir nicht müde, 
die Situation der Auszubildenden des 
Landes Bremen anzuprangern. Da 
rühmt sich der Senat der hohen Zahl 
der Ausbildungsplätze, verschweigt 
aber, dass mit der Gründung der Aus-
bildungsgesellschaft ABiG Tariffl ucht 
begangen wurde, 615 Auszubildende 
viel schlechter bezahlt werden und 
keine Mitbestimmungsrechte haben.

Jetzt sieht es endlich so aus, 
dass der Senat zu einer akzeptablen 
Mitbestimmungsregelung bereit ist 
und zum Einkommen Tarifverhandlun-
gen führen will.

Zukunft durch Mitbestimmung

Edmund Mevissen, Vorsitzender Gesamtpersonalrat

Edmund Mevissen, Vorsitzender des Gesamtper-
sonalrats für das Land und die Stadtgemeinde 
Bremen
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Insgesamt kann man sicher sagen,
dass in Bremen gute Voraussetzungen 
dafür gegeben sind, dass die Zusam-
menarbeit zwischen Arbeitgebern und 
Personalräten funktioniert.

Bleibt die Frage: Wird die Mitbe-
stimmung, wird die innerbetriebliche 
Demokratie denn auch gelebt?

Die Bedingungen sind bekannt: In 
der anhaltenden Haushaltsnotlage 
Bremens muss man immer wieder da-
ran erinnern, dass wir ein Einnahme-
problem und kein Ausgabenproblem 
haben. Der fi nanzielle Rahmen, 
der noch von der Großen Koalition an 
Karlsruhe gemeldet wurde, ist viel zu 
eng. 

Seit Jahren gibt es erhebliche Kür-
zungen im konsumtiven Bereich und
bei den Personalkosten für eine le-
benswerte und soziale Stadt sind die 
Grenzen der Streichmöglichkeiten 
längst erreicht. Schon die aktuellen 
Berichte über die Kürzungsversuche 
im Sozialbereich, bei der Jugend und
in den Schulen machen das überdeut-
lich.

Zwar werden von der rot-grünen 
Regierung endlich wieder politische 
Schwerpunkte in der Bildung, im So-
zialbereich und in der inneren Sicher-
heit gesetzt. Das begrüßen wir.

Dennoch bleibt es auch dort eng
und die Kürzungen in den übrigen Be-
reichen sind derart drastisch, dass die 
Aufgabenwahrnehmung nicht mehr 
gewährleistet ist.

Meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, in der Koali-
tionsvereinbarung wird betont, dass in 
dieser Situation notwendige Verände-
rungsprozesse im öffentlichen Dienst 
nur gemeinsam mit den Beschäftigten 
und ihren Interessenvertretungen  be-
wältigt werden können.

Es wird erklärt, dass die Leistungen 
der Kolleginnen und Kollegen wert-
geschätzt würden und Jens Böhrnsen 
versichert vor den Personalräten, dass 

es mit ihm keine betriebsbedingten 
Kündigungen geben werde.

Das sind neue, wichtige Signale für 
uns.

Aber ist es Wertschätzung und 
Verlässlichkeit, wenn die Zusagen aus 
der Koalitionsvereinbarung zur Höhe 
der Besoldungsanpassung nicht einge-

halten werden? Oder wenn öffentlich 
versucht wird, die berechtigten Forde-
rungen der Beamtinnen und Beamten 
zu verharmlosen?

Ist es Beteiligung und Berücksich-
tigung der Interessen der Beschäf-
tigten, wenn z.B. die KollegInnen 
von Stadtgrün, die bislang für den 
Rhododendrenpark arbeiten, aus der 
Zeitung erfahren müssen, dass zum 
Jahresende radikale Kürzungen vorge-
sehen sind. Bis heute haben sie keine 
Information, was zukünftig mit ihnen 
geschieht.

Ich begrüße die KollegInnen von 
Stadtgrün. Sie sind aktuell betroffen 
und deswegen heute hier anwesend!

Für uns Personalräte ist zu Beginn 
der neuen Legislaturperiode noch 
nicht der Eindruck einer neuen Vor-
gehensweise des Senats entstanden:
Die oftmals noch erhöhten Kürzungs-
quoten werden an die Dienststellen 
weitergegeben wie zu Zeiten des 
Rasenmäherprinzips. Sie sind gesetzt 
und irgendwie zu erbringen. Häufi g 
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Ziele umzusetzen. Es geht hauptsäch-
lich um Dienstleistungen, die unsere 
Kolleginnen und Kollegen erbringen:  
wie vorhin eindrucksvoll im Film ge-
zeigt wurde.

Die Kolleginnen und Kollegen zei-
gen Flagge für den öffentlichen Dienst 
und identifi zieren sich mit ihrer Arbeit 
für die Bürgerinnen und Bürger. 

Und die Kolleginnen und Kollegen 
leisten gute Arbeit. Gute Arbeit setzt 
aber auch gute Arbeitsbedingungen 
und angemessene Bezahlung, Wert-
schätzung und Verlässlichkeit voraus.

Jetzt zu Beginn der Legislaturpe-
riode besteht die große Chance, bei 
allen vorhandenen Schwierigkeiten 
aus den positiven Signalen der neuen 
Regierung nach der lähmenden Zeit 
der Großen Koalition eine Aufbruch-
stimmung zu entwickeln. Der Senat 
und die Vorgesetzten können nur ge-
meinsam mit den Beschäftigten und 
ihren Interessenvertretungen mit den 
vorhandenen Kapazitäten das Best-
mögliche an Dienstleistungsqualität 
für die Bürgerinnen und Bürger errei-
chen bei guten Arbeitsbedingungen 
für die Kolleginnen und Kollegen. Gute 
Arbeit ist nicht möglich bei pauschalen 
Kürzungsvorgaben ohne sich mit der 
konkreten Situation der Aufgabenerle-
digung zu beschäftigen.

Die Kolleginnen und Kollegen er-
warten zu Recht, dass den Ankündi-
gungen auch Taten folgen.

Der Senat ist gefordert.Wenn Betei-
ligung und Mitbestimmung in der Pra-
xis zur Selbstverständlichkeit werden,
haben wir in Bremen gute Aussichten,
uns irgendwann Hauptstadt der Mitbe-
stimmung nennen zu dürfen. 

Vielen Dank

bleibt dabei die Verantwortung bei 
jedem Einzelnen hängen. Der Arbeits-
druck steigt immer weiter. Ressorts 
werden zu Überhangbereichen, ob-
wohl sie unterbesetzt sind nur weil die 
Kürzungsquote nicht erbracht werden 
kann. Politisch kümmert man sich nur 
selten um die Frage nach der Qualität 
der Aufgabenerledigung. Hauptsache 
es gibt keine Beschwerden. 

Dies Prinzip mag anfangs funktio-
niert haben, um Verteilungskämpfen 
aus dem Weg zu gehen. Längst muss 
sich aber die Politik der Verantwor-
tung stellen.

Die Erkenntnisse nach dem Tod des 
kleinen Kevin zeigten beispielhaft, 
dass dieser Weg nicht weiter beschrit-
ten werden darf. 

Meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, nicht die 
Haushaltssanierung sondern die 
notwendigen Dienstleistungen für 
die Bürgerinnen und Bürger müssen 
im Vordergrund des Gestaltungsan-
spruchs der Politik stehen. Dabei ist 
der öffentliche Dienst das wesentliche 
Instrument der Exekutive, um in ei-
gener Verantwortung die politischen 

Besuch aus Berlin: Erko Barthmann und Uwe Januschewski vom Hauptpersonalrat 
Berlin
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Die Gruppe ARGUS bereichern die Veranstaltung mit ihrem beeindruckenden musikalischen Beitrag 

Festliche Atmosphere in der oberen Rathaushalle



Anzeige

Immer gut informiert. Durch MUMM - das Mitarbeiterinnen- und Mitarbeitermagazin 
des Gesamtpersonalrats für das Land und die Stadtgemeinde Bremen.
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